Gemeinde Nottuln
Der Blrgermeister

Tagesordnungspunkt:

offentliche
Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr. 070/2014

Datum:

14.04.2014

Produktbereich/Betriebszweig:
09 R&umliche Planung und
Entwicklung,
Geoinformationen

Antrag auf Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 "Appelhiilsen Siid-Ost" zur Verschiebung von

Baugrenzen im Bereich Am Schlagbaum;
hier: Aufstellungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

Ein Verfahren zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 1 ,Appelhiilsen Siid-Ost" im
vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB wird eingeleitet (Aufstellungsbeschluss).

Ziel des Planverfahrens ist die Verschiebung einer Baugrenze.

Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten des Verfahrens tragt der Antragsteller.

Beratungsfolge:
Gremium Sitzungstermin Behandlung
Ausschuss fiir Gemeindeentwicklung, 07.05.2014 offentlich
Umwelt und Ordnungswesen
Beratungsergebnis
einstimmig ja nein enthalten
Rat 13.05.2014 offentlich
Beratungsergebnis
einstimmig ja nein enthalten

gez. Schneider
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Sachverhalt:

Der Verwaltung liegt ein Antrag auf Anderung der Baugrenzen im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes Nr. 1 ,Appelhiilsen Sid-Ost" vor (siehe Anlage 1). Ziel des Antragstellers
ist es, durch die Plananderung eine 2. Wohneinheit auf dem Grundstiick bauen zu kdnnen.
Hierflir wird eine Verschiebung der Baugrenzen um 5 m beantragt.

Ein Auszug aus dem Bebauungsplan ist Anlage 2 zu entnehmen; ein Foto der Situation findet
sich in Anlage 3.

Stadtebauliche Bewertung

Grundsatzlich entspricht es der Zielstellung der Verwaltung, gerade dltere Bebauungsplane
Lfit" fur eine gewisse Verdichtung zu machen. Gerade in solchen Bebauungspldnen fehlt es
oft an Flexibilitdt, um Gebdude in gewachsenen Strukturen so umbauen zu kdnnen, dass
diese gednderten Anspriichen gerecht werden (hier: Mehrgenerationenwohnen).

Daher ist der Antrag grundsatzlich zu begriiBen. Auch in der Vergangenheit wurden die
Baufelder des Bebauungsplans an diversen Stellen vergroBert.

Aus stadtebaulichen Griinden schlagt die Verwaltung jedoch vor, dem Wunsch des
Antragstellers nicht in vollem Umfang zu folgen. Das Baugebiet ist gepragt durch groBziigige
Vorgartenbereiche, gerade auch im Bereich der Verbindungswege. Dieser Charakter sollte
durch die Anderung des Bebauungsplanes nicht véllig verloren gehen (siehe auch Foto in
Anlage 3).

Daher schlagt die Verwaltung vor, die Baugrenze nicht auf 3 m an die StraBe heranrlicken zu
lassen, sondern einen Abstand von 4,50 m zu belassen. Dies entspricht ungefahr dem
Abstand der gegeniiberliegenden Bebauung zur StraBe.

So bleibt einerseits der groBzligige Charakter an dieser Stelle erhalten und zum anderen
berticksichtigt es auch die Belange der Anwohner der gegeniberliegenden Grundstiicke (ca.
14,25 m statt ca. 12,75 m Abstand zwischen den Gebduden).

Die Planung des Antragstellers lieBe sich dabei in angepasster Form dennoch umsetzen.

Fazit

Die Verwaltung schldgt vor, ein Anderungsverfahren auf Grundlage des
Verwaltungsvorschlages (vereinfachtes Verfahren gem. § 13 BauGB) durchzuflihren. Eine
Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung findet trotz des vereinfachten Verfahrens
selbstverstandlich statt. Die Kosten des Verfahrens tragt der Antragsteller
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Anlagen:

Anlage 1: Antrag inkl. Planzeichnungen
Anlage 2: Auszug aus dem Bebauungsplan

Anlage 3: Foto

Verfasst: Sachgebietsleitung:
gez. Karsten Fuchte gez. Fuchte



	Vorlagennummer
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Anlage

